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Krause Gedanken: Büro und zu Hause verschwimmen bei vielen von uns

immer mehr. Ist das eigentlich gut so? Ein Selbstversuch.

Seit einigen Wochen nun
arbeite ich ausschließlich

von zu Hause. Vielen geht es
so wie mir.Wir haben Büro-
sessel gegen Esszimmerstuhl
ausgetauscht, Filterkaffee
gegen das private Lieblings-
heißgetränk und die Kollegen
gegen die Familie. Mittlerwei-
le fühlt sich das Home-Office
fast schon normal an. Zeit, um
mal darüber nachzudenken, ob
das Arbeiten von zu Hause
nicht zur Dauerlösung wer-
den könnte. Aus ergonomi-
scher Sicht wäre mein Ant-
wort eindeutig: Nein! So ger-
neichauchamEsstischaufdem
bunten Stuhl Platz nehme, als
Dauersitzmöbel ist er doch
eher weniger geeignet. Gut, die
Möbelhäuser dürfen heute of-
fenbar wieder öffnen, insofern
könnte man schnell Abhilfe
schaffen. Aber dazu habe ich
keine Lust, denn bezahlbare
Bürostühle sind klobig. Und
vor allem kaum rückenscho-
nender als mein sich aktuell im
Einsatz befindlicher Melksche-
mel. Aus gastronomischer
Sicht hingegen spricht vieles
für das Home-Office. Schließ-
lich schmeckt es zu Hause im-
mer am besten. Ob es nun der
Kaffee aus der eigenen Ma-
schine ist, das geschmierte Büt-

terchen oder das stetig wech-
selnde Tagesgericht, Gaumen-
freunde sind in den eigenen
vier Wänden an der Tages-
ordnung. Und nicht nur die
Kulinarik kann sich sehen las-
sen, auch der gesundheitliche
Aspekt kommt nicht zu kurz.
Das liegt vor allem daran, dass
keine Currywurstbude, keine
Burgerbraterei und kein Res-
taurant in unmittelbarer Nä-
he zu meinem Arbeitsplatz lie-
gen. Und damit keiner dieser
magischen Orte, die mich wie
von Geisterhand gesteuert zu
sich rufen, wenn ich eine Heiß-
hungerattacke erlebe.

Nach den ersten zwei Kate-
gorien steht es Unentschie-
den. Bleibt die Frage, ob man
lieber seine Kollegen oder sei-
ne Familie im Büro hat.

Keine ganz leichte Frage,

aber für mich steht die Ant-
wort doch fest: Familie! Nichts
gegen die beruflichen Mitstrei-
ter, aber als junger Papa wäh-
rend der Arbeit auch mal sein
Kind (die Frau natürlich auch)
sehen zu können, das ist schon
ein echter Mehrwert, der nicht
nur schön, sondern auch prak-
tisch ist. Meine Frau musste et-
wa vergangene Woche notge-
drungen zum Hautarzt. Spon-
tan. Wer Hautärzte kennt,
weiß, dass es da zu längeren
Wartezeiten kommen kann.
Sein Kind möchte man da nicht
mitnehmen. Gut, wenn Papa
zu Hause ist und mal eben die
Kinderbetreuung überneh-
men kann. Schreibt er seine
Kolumne eben im Schneider-
sitz auf dem Fußboden. Das
löst auch das Ergonomiepro-
blem. Und unsere Paula ist so
lieb, die macht, während ich
schreibe, so gar keinen afpab-
gusbg. Oh, Entschuldigung,
das war Paula. Kommt nicht
wieder üogsüdgn. PAULA,
Schluss jetzt! Tut mir leid, ich
passe jetzt besser – LASS DAS
KABEL LOS, PAULA. Tut mir
wirklich leid. Ich muss schnell
aufhören, sonst droht ein Kü-
chenunfall. Vielleicht sind
während der Arbeit Kollegen
doch die einfachere Familie.

Den Autor erreichen Sie per
E-Mail unter lennart.krause

@ihr-kommentar.de
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Interview: Achim Post, stellvertretender Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion, über das Wiederanfahren

der Wirtschaft in der Corona-Krise, die Lage der großen Koalition und den Zustand der Europäischen Union.
Herr Post, wie bewerten Sie den
weiteren Maßnahmenkatalog
der Regierungschefs zur Bewäl-
tigung der Corona-Krise?
ACHIM POST: Die Beschlüs-
se sind alles in allem ausge-
wogen. Es ist gut, dass wir den
Einstieg in erste Lockerungen
schaffen–wiebeispielsweiseim
Einzelhandel. Es ist aber auch
vernünftig, dass Bund und
Länder dabei schrittweise vor-
gehen wollen.

Vorgesehen ist nun doch ein bal-
diger Beginn der Arbeit in Schu-
len und Kitas. Ein richtiger
Schritt?
POST: Ich hätte mir von der
Landesregierung mehr Klar-
heit und Verbindlichkeit ge-
wünscht. Kommunen und
Schulleitungen, Schülerschaft
und Eltern erwarten zu Recht
Unterstützung bei der Wie-
deraufnahme des Schulbe-
triebs und vor allem landes-
weite Richtlinien und Stan-
dards bei den Hygieneanfor-
derungen und dem damit ver-
bundenen Infektionsschutz.
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Einige Kritiker aus der Wirt-
schaft bemängeln die nur be-
grenzt mögliche Öffnung der
Einzelhandelsgeschäfte. Wäre
hier mehr sinnvoll?
POST: Wir alle wollen doch
rasch weitere Verbesserungen.
Aber wir sind noch lange nicht
über den Berg, sondern mit-
ten in einer beispiellosen Kri-
se. Deshalb rate ich dazu, zu-
nächst die jetzigen Vereinba-
rungen umzusetzen und da-
nach zeitnah zu prüfen, ob und
wann noch mehr geht.

Großveranstaltungen wie
Volks-, Stadt- und Schützen-
feste bleiben bis Ende August
untersagt. Eine große Heraus-
forderung für Schausteller und
das gesellschaftliche Leben in
OWL.
POST: Ja, das ist wirklich bit-
ter.UnsereRegionlebtvonund
mit ihren Volks- und Schüt-
zenfesten. Diese Feste des Zu-
sammenlebens werden uns al-

len jetzt erstmal fehlen. Aber
ich habe den Eindruck, dass die
meisten Menschen dafür Ver-
ständnis haben. Weil es eben
darum geht, gemeinsam Men-
schenleben zu schützen.

Die Wirtschaft steht insgesamt
vor gewaltigen Herausforderun-
gen. Greifen die staatlichen
Hilfsmaßnahmen? ’
POST: Ja, die Hilfspakete, die
wir in Deutschland auf den
Weg gebracht haben, können
sich sehen lassen, auch im
internationalen Vergleich.
Aber wir müssen weiter nach-
steuern: Besonders wichtig ist
dabei das Kurzarbeitergeld, das
Millionen Beschäftigte vor

Arbeitslosigkeit schützt. Ich
bin dafür, es zu erhöhen, am
besten auf 80 beziehungsweise
87 Prozent des Nettogehalts.
Und nicht zuletzt: Wir brau-
chen auch einen Schutz-
schirm für unsere Kommu-
nen und endlich eine Rege-
lung für die kommunalen Alt-
schulden.

Wie sehen Sie die Chance, dass
der Mittelstand, gerade in OWL,
die Krise übersteht, ohne dass
es zu Insolvenzen in großer Zahl
kommt?
POST: Unsere Region hat eine
robuste Wirtschaftsstruktur.
Ich weiß aber aus vielen Ge-
sprächen, wie ernst die Lage

auch für viele Unternehmen
bei uns in der Region mittler-
weile ist. Umso wichtiger ist es,
dass die Hilfsprogramme jetzt
vor Ort ankommen. Wir wer-
den zudem ein umfassendes
Konjunktur- und Investitions-
programm brauchen, wenn die
akute Gesundheitskrise vor-
über ist.

Die EU hat gerade ein Hilfspa-
ket für die Mitgliedsstaaten in
Höhe von rund 500 Milliarden
Euro beschlossen. Es gibt viele
Fragezeichen. Wie steht es um
Europa?
POST: Europa steht vor einer
Weggabelung: Es geht darum,
ob wir zusammenhalten oder

jeder seine eigene Sache macht.
Das 500-Milliarden-Krisenpa-
ket war ein wichtiger erster
Schritt. Es müssen aber weite-
re folgen, gerade besonders be-
troffene Länder wie Spanien,
Frankreich oder Italien brau-
chen schnell Hilfe. Und uns
muss klar sein, dass wir auch
in Deutschland keinen echten
Wiederaufschwung hinbe-
kommen, wenn unsere euro-
päischen Partner nicht eben-
falls wirtschaftlich wieder auf
die Beine kommen.

Ausgerechnet Italien kündigt
nun an, 39 Milliarden Euro aus
dem Paket nicht abrufen zu wol-
len. Was steckt dahinter?
POST: Das betrifft Kredite aus
dem Europäischen Stabilisie-
rungsmechanismus ESM, der
in Italien nicht sonderlich be-
liebt ist. Aber allein, dass es
über den ESM nun die Mög-
lichkeit zu Hilfskrediten gibt,
trägt schon zur Stabilisierung
auf den Finanzmärkten bei.
Das ist auch für Italien von
Vorteil. Hinzu kommen die
weiteren Teile des Hilfspakets,
wie etwa die Unterstützung für
nationale Kurzarbeiterpro-
gramme.

Wagen Sie einen Ausblick. Wel-
che Lehren ziehen Deutschland
und Europa langfristig aus der
Corona-Krise?
POST: Ich glaube, dass viele
Bürgerinnen und Bürger bei
uns in OWL und in ganz
Deutschland erkennen, wie
wichtig ein handlungsfähiger
Staat und eine Politik der Ver-
antwortung und der Vernunft
sind. Zum Zweiten werden wir
auch nach dieser Krise über die
Wertschätzung von Arbeit und
gute Löhne und Gehälter re-
den müssen. Zusammenge-
fasst gilt auch und gerade für
Deutschland: Wachstum und
Beschäftigung, ökonomische
Leistungsfähigkeit und sozia-
len Zusammenhalt sowie nach-
haltigen Klimaschutz und In-
novationsfähigkeit erreichen
wir am besten im europäi-
schen Verbund.

Das Interview führte
Matthias Bungeroth

Achim Post setzt auf Krisenbewältigung im europäischen Verbund. FOTO: PHOTOTHEK
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¥ Düsseldorf (lnw). Mit den
ersten Lockerungen der Coro-
na-Beschränkungen soll in
NRW auch in der Justiz ein
Stück Normalität zurückkeh-
ren. „Während die Tätigkeit
bislang nur auf das zur Auf-
rechterhaltung rechtsstaatli-
cher Verfahrensgrundsätze
zwingend Erforderliche be-
schränkt werden sollte, geht es
nun darum, unter Beachtung
aller fortgeltenden Regeln der
Gesundheitsfürsorge Schritt
für Schritt zum ursprüngli-
chen Geschäftsbetrieb zurück-
zukehren“, sagte Justizminis-
ter Peter Biesenbach (CDU)
laut Mitteilung von Sonntag.

Der Sitzungsbetrieb solle
daher wieder verstärkt aufge-
nommen werden. Allerdings
gelte es dabei, den notwendi-
gen Abstand von 1,5 Metern
zu wahren, um Infektionen mit
dem Coronavirus zu vermei-
den. Der Zutritt zu Gerichten
bleibt gestattet, auch dabei soll
jedoch den Empfehlungen des
Robert Koch-Instituts Folge
geleistet werden. In den Be-
hörden werde man außerdem
Stück für Stück zum Präsenz-
betrieb zurückkehren, aller-
dings soll Homeoffice mög-
lich bleiben.
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NRW soll den Kommunen Sicherheit geben – in Form eines Schutzschirms.

Florian Pfitzner

¥ Düsseldorf. Stundungen
von Gewerbesteuern, Ertrags-
ausfälle, zugleich höhere So-
zialaufwendungen – Städte
und Gemeinden stehen durch
die Covid-19-Pandemie vor
gewaltigen Aufgaben. Die
nordrhein-westfälischen Grü-
nen haben jetzt „mindestens
acht Milliarden Euro an fri-
schem Geld“ für die Kommu-
nen gefordert. In einem Ge-
spräch mit unserer Zeitung
sagte die Landesvorsitzende
Mona Neubaur, die Kommu-
nen würden durch die Krise
„hart getroffen“. Die Landes-
regierung sollte ihnen „jetzt Si-
cherheit geben und neben dem
Rettungsschirm für die Wirt-
schaft einen für die Städte und
Gemeinden aufspannen“.

Der ehemalige Bochumer
Kämmerer Manfred Busch hat
auf Grundlage aktueller Schät-
zungen und Erfahrungen aus
der Finanzkrise ein Gutachten
zur Situation der Kommunen
vorgelegt. Die Projektionen
zeigten, dass sie „in den Jah-
ren 2020 und 2021 rund 4,5
bis 9 Milliarden Euro verlie-
ren könnten und voraussicht-
lich 3,6 bis 8,2 Milliarden Euro
zusätzliche Kassenkredite auf-
nehmen müssten, wenn Bund

und Land nicht auch für die
Kommunen einen Rettungs-
schirm aufspannen“.

NRW-Kommunalministe-
rin Ina Scharrenbach hatte ver-
sprochen, „corona-bedingte
Finanzschäden“ aufzufangen.
Bisher verliere sich die CDU-
Politikerin nur in Ankündi-
gungen, sagte Neubaur. „Frau
Scharrenbach sollte jetzt kon-
kret helfen und beispielsweise
örtliche Handwerker beauftra-
gen, um Schulen und Freibä-
der zu sanieren.“ Das Ziel einer
raschen wirtschaftlichen Erho-
lung nach einer erfolgreichen
Eindämmung der Pandemie
„erfordert stabile kommunale
Finanzen“, heißt es in der Stu-
die, zumal die Kommunen für
rund zwei Drittel der öffentli-
chen Investitionen stünden.

Der Städte- und Gemein-
debund NRW hat sich bislang

mit Prognosen zurückgehal-
ten. Hauptgeschäftsführer
Bernd Jürgen Schneider findet
die Summen aus dem Gut-
achten aber plausibel. „In den
Rathäusern gehen derzeit se-
rienweise Anträge auf Stun-
dung der Gewerbesteuer ein“,
sagte Schneider. „Zeitgleich
brechen uns die Einnahmen im
Kultur- und Bildungsbereich
weg.“ Die deutlich höheren So-
zialausgaben hinzugerechnet,
„wird uns das Milliarden kos-
ten“. Kommunen seien des-
halb „genau wie die Wirt-
schaft auf Mittel aus dem fi-
nanziellen Schutzschirm des
Landes angewiesen, um hand-
lungsfähig zu bleiben“.

Mit Blick auf die Kommu-
nalwahlen im Herbst warnten
die Grünen vor Wettbewerbs-
verzerrungen. Es gehe jetzt dar-
um, „allen Parteien den glei-
chen Zugang zu Aufstellungs-
versammlungen zu ermögli-
chen“, sagte Neubaur. „Unter
den jetzigen Regelungen ist das
nicht möglich, etwa weil Mit-
glieder, die wegen Vorerkran-
kung, Behinderung oder Alter
zur Risikogruppe gezählt wer-
den, nicht an Versammlungen
teilnehmen können.“ Offen
bleibe die Frage, wie rechtssi-
cher eine Aufstellung ohne so-
genannte Risikogruppen sei.

Mona Neubaur, Landesvorsit-
zende der Grünen in NRW.

7ác ERfdV_UV XZ]e hZVUVc
UZV DTYf]aW]ZTYe

Am Donnerstag startet der Unterricht. Wie genau
das gehen soll, gibt das Ministerium nun vor.

¥ Düsseldorf (dpa). Vor der
schrittweisen Öffnung in die-
ser Woche hat das Schulmi-
nisterium die Schulen in Nord-
rhein-Westfalen über die not-
wendigen Hygienevorgaben
informiert. Die zentrale Regel
dabei: Abstand halten. So müs-
sen die Lerngruppen so auf-
gebaut werden, dass zwischen
den Schülern untereinander
und den Lehrern der Min-
destabstand von 1,5 Metern
eingehalten werden kann.
Außerdem sollen Namenslis-
ten erstellt werden, um Kon-
takte im Fall einer Infektion
nachverfolgen zu können.

„Die Einhaltung des Infek-
tionsschutzes war, ist und
bleibt die Grundvorausset-
zung, um erste und vorsichti-
ge Schritte aus der durch das
Coronavirus bedingten Aus-
nahmesituation zu unterneh-
men“, sagte der Staatssekretär
für Schule und Bildung, Mat-
hias Richter.

Eine Mail mit den Vorga-
ben wurde am Samstag an die
Schulenverschickt.Darinheißt
es außerdem: Schüler oder
Lehrer mit Symptomen sollen
von Unterricht sowie Prüfun-
gen ausgeschlossen werden. Es
sei außerdem darauf zu ach-
ten, dass Trinkflaschen oder
Gläser nicht gemeinsam ge-
nutzt würden. Außerdem se-
hen die Vorgaben ausreichen-
de Zahl an Waschbecken und
Seifenspender vor, damit Hän-
de regelmäßig gewaschen wer-
den können. Darüber hinaus
wird die generelle Corona-Eti-
kette – also Niesen und Hus-
ten in den Ellbogen und aufs
Händeschütteln verzichten –
empfohlen. Auf eine generelle
Maskenpflicht in Schulen ver-
zichtet das Land. Als Grund-
lage hatte das Schulministe-
rium ein Gutachten von Wis-
senschaftlern unter anderem
der Uni Bonn beauftragt.

Das Schulpersonal soll die
Maßnahmen nun bis Mitt-
woch umsetzen. Für einige tau-
send Schüler gilt ab Donners-
tag in Nordrhein-Westfalen
wieder die Schulpflicht. Dazu
gehören nach Angaben des
Schulministeriums Schüler in
Abschlussklassen an weiter-

führenden Schulen, Förder-
schulen und Berufskollegs, die
vor Prüfungen stehen. Eine
Ausnahme bilden die Abitu-
rienten: Sie können die Schule
freiwillig besuchen.

Schüler mit Vorerkrankun-
gen können nach Rückspra-
che von der Schulpflicht be-
freit werden. Es finde für ma-
ximal zehn Prozent der Schü-
ler wieder verpflichtender
Unterricht statt, hieß es.

„Mit der Schulmail der
schwarz-gelben Landesregie-
rung ist klar: Für Zehntausen-
de Schülerinnen und Schüler
in NRW gilt ab Donnerstag die
Verpflichtung zum Unter-
richtsbesuch“, stellten Sigrid
Beer, die bildungspolitische
Sprecherin der Grünen im
Landtag, fest und kritisier-
te: „Die mit schmerzhaften
Einschnitten erzielten Erfolge
in Bezug auf die Reproduk-
tionszahl des Virus werden
fahrlässig aufs Spiel gesetzt.“

Der Städtetag hatte ange-
sichts der notwendigen Hy-
gienemaßnahmen das Land
aufgefordert, die Schulen frü-
hestens ab dem 27. April wie-
der zu öffnen. „Bereits ab dem
23. April zu starten, stellt die
kommunalen Schulträger vor
erhebliche Probleme“, kriti-
sierte der Städtetags-Vorsit-
zende und Hammer Oberbür-
germeister Thomas Hunste-
ger-Petermann. „Die Schulen
müssen grundgereinigt wer-
den, die hygienischen Voraus-
setzungen für den Schutz vor
Infektionen geschaffen, Räu-
me vorbereitet und der Schü-
lerverkehr organisiert wer-
den.“ Dafür brauche man min-
destens eine Arbeitswoche.

Noch sind die Klassenzimmer
leer. FOTO: DPA
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